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Amtsblatt  
für den Landkreis Aurich und für die Stadt Emden 

 
Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich 

 

Nr. 5 Mittwoch, 31. Januar 2018 
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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Korrektur der Verkündung der Verordnung des Landkreises Aurich über die Festsetzung eines Was-

serschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes Marienhafe (Wasser-
schutzgebietsverordnung Marienhafe-Siegelsum) im Amtsblatt Nr. 53 vom 27.12.2017 

 
Aufgrund redaktioneller Änderungen des Verordnungstextes wird die Verordnung des Landkreises 
Aurich über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen des Was-
serwerkes Marienhafe (Wasserschutzgebietsverordnung Marienhafe-Siegeslum) nachfolgend erneut 
verkündet. Diese Verkündung ersetzt die Verkündung im Amtsblatt Nr. 53 vom 27.12.2017. 
 

 
Verordnung des Landkreises Aurich 

über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes 
für die Wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes Marienhafe 

(Wasserschutzgebietsverordnung Marienhafe-Siegelsum) 
 
Aufgrund der §§ 51 und 52 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.07.2017 (BGBl. I S. 2771), sowie der §§ 91, 127 Absatz 
2 Satz 1 und 129 Absatz 1 Satz 1 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) vom 19.02.2010 (Nds. 
GVBl. S. 64), zuletzt geändert durch § 7 in Artikel 2 des Gesetzes vom 12.11.2015 (Nds. GVBl. S. 307) 
wird gemäß dem Beschluss des Kreistages des Landkreises Aurich vom 19.12.2017 durch Verordnung 
das Wasserschutzgebiet für die Wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes Marienhafe-Siegelsum 
wie folgt festgesetzt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



- 30 - 

§1 
Anlass 

 
Für die der öffentlichen Wasserversorgung dienenden Brunnen des Wasserwerkes Marienhafe-
Siegelsum auf dem Flurstück 32/6 der Flur 2, Gemarkung Siegelsum, wird zum Schutz der Gewässer 
vor nachteiligen Einwirkungen ein Wasserschutzgebiet zum Wohl der Allgemeinheit festgesetzt.  
 
Das durch diese Verordnung begünstigte Unternehmen ist der Oldenburgisch-Ostfriesische Wasser-
verband, Georgstraße 4, 26919 Brake. 
 

§ 2 
Schutzgebiet 

 
(1) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in folgende Schutzzonen: 

 
Schutzzone I: Fassungsbereich der einzelnen Förderbrunnen 
Schutzzone II: engere Schutzzone (Nahbereich der Brunnen) 
Schutzzone III a: weitere Schutzzone (innerer Bereich) 
Schutzzone  III b: weitere Schutzzone (äußerer Bereich) 

 
(2) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes werden wie folgt beschrieben: 

 
a. Begrenzung der Schutzzone I: 

Die Grenzen der Schutzzone I verlaufen in einem Radius von 10 Metern, gemessen vom 
Brunnenaufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserförderbrunnen.  

 
b. Begrenzung der Schutzzone II: 

Die Schutzzone II verläuft in einem Radius von 50 Metern, gemessen vom Brunnenaufsatz-
rohr, allseitig um jeden einzelnen Grundwasserförderbrunnen. 

 
Die Schutzzone II beschränkt sich auf das Wasserwerksgelände und hat eine Fläche von 0,07 
km². 

 
c. Begrenzung der Schutzzone III: 

Die Schutzzone III umfasst die weiteren Schutzzonen III a und III b. 
 
Beschreibung des Verlaufes der äußeren Grenze des Wasserschutzgebietes: 
Vorbemerkung: Da die Schutzgebietsgrenze entlang von Flurstücksgrenzen verläuft, weist die Grenz-
linie eine Zickzackform auf, auf die bei der folgenden Grenzbeschreibung nicht im Einzelnen einge-
gangen wird. 
 
Die Beschreibung der Schutzgebietsgrenze erfolgt im Uhrzeigersinn und beginnt am westlichen Rand 
des Schutzgebietes. Dort befindet sich die Grenze ca. 0,35 km westlich der Ortschaft Alt Siegelsum 
und 1,3 km westlich des Wasserwerkes. Sie verläuft zunächst in etwa nördlicher Richtung bis sie nach 
ca. 1,1 km nach Osten einschwenkt, wo sie auf die Straße Eetsweg stößt, der sie ca. 0,7 km bis an den 
Ortsrand von Upgant-Schott folgt. Dort nimmt der Grenzverlauf halbkreisförmig eine nordöstliche 
Richtung an und quert erst die Bahnlinie und die Bundestraße 72 dann den östlichen Teil des Fle-
ckens Marienhafe und anschließend den südlichen Teil der Gemeinde Leezdorf. Dort beginnt die 
Grenze einen ostnordöstlichen Verlauf anzunehmen. In der Ortschaft Berumerfehn, auf halber Höhe 
des Berumerfehner Forstes, nimmt der Grenzverlauf für ca. 3 km eine östliche Ausrichtung an und 
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verläuft ca. 1,3 km südlich der Kreisstraße 203 (K 203, die im weiteren Verlauf zur K 40 wird), annä-
hernd parallel zu ihr, durch die südlichen Teile der Ortschaften Ostermoordorf und Südcoldinne.  
Ca. 0,8 km bevor auf die K 203 von Norden die K 208 mündet, schwenkt der Grenzverlauf allmählich 
in eine nordwestlich-südöstliche Richtung ein und trifft auf den nördlichen Bereich des Naturschutz-
gebietes „Ewiges Meer und Umgebung“, das er in südöstlicher Richtung durchquert. Auf Höhe von 
Bernuthsfeld, nördlich des Auricher Ortsteiles Tannenhausen, wird der Meerhusener Forst erreicht. 
Dort verläuft die Grenze weiter in südöstlicher Richtung, bis sie ca. 0,3 km nördlich des Sanatoriums-
weges auf das eingezäunte Gelände des Munitionslagers der Bundeswehr in Aurich trifft. Für ca. 1,1 
km folgt sie der Grenze des Munitionslagers nach Süden, bis sie auf einen Forstweg (östliche Verlän-
gerung der Tannenstraße) stößt. Hier befindet sich das südöstliche Ende des Schutzgebietes, ca. 0,1 
km nördlich des Forsthauses Meerhusen und ca. 0,8 km östlich des Baggersees, östlich der Landstra-
ße 7. Von dem südöstlichen Endpunkt des Schutzgebietes verläuft die Grenze, den Auricher Ortsteil 
Tannenhausen südlich der Baggerseen durchquerend, für ca. 3,5 km in westlicher Richtung. Anschlie-
ßend nimmt die Grenzlinie allmählich für ca. 10,5 km eine südwestlich-nordöstliche Ausrichtung an. 
Dabei erreicht sie nach ca. 0,7 km den südöstlichen Teil des Forstes am Königskeil. Im Forst verläuft 
sie in einer Entfernung von ca. 0,15 km parallel von dessen südöstlichen Rand. In den folgenden ca. 
5,7 km geht sie durch den südlichen Teil der Ortschaft Ost Victorbur und anschließend durch die Ort-
schaft West Victorbur. Etwa 0,3 km nordöstlich der Kläranlage Uthwerdum trifft die Grenzlinie auf 
den Abelitz-Moordorf-Kanal. Ihm folgt sie dann für ca. 0,2 km bis zum Kläranlagengelände, das Teil 
des Wasserschutzgebietes ist. Westlich der Kläranlage verläuft sie wieder für ca. 0,2 km entlang des 
Abelitz-Moordorf-Kanals (kurz danach knickt der Kanal nach Südwesten ab). Die Schutzgebietsgrenze 
verläuft weiterhin in westsüdwestlich-ostnordöstlicher Richtung, quert die Bundestraße 72 im südli-
chen Teil der Ortschaft Engerhafe und stößt kurz darauf auf die Straße Uiterdyk, der sie bis zur Bahn-
linie folgt. Ab der Bahnlinie nimmt der Grenzverlauf durch Engerhafe hindurch eine nordwestliche 
Richtung an, die allmählich stärker nach Norden einschwenkt und schließlich westlich der Ortschaft 
Alt Siegelsum am Ausgangspunkt der Grenzbeschreibung ankommt. 

Beschreibung des Verlaufes der Grenze zwischen den Schutzzonen III a und III b: 
Die Schutzzone III a erstreckt sich über eine annäherungsweise kreisförmige Fläche von ca. 5,5 km² in 
einem Radius von ca. 1,3 km um das Wasserwerksgelände, auf dem sich die Förderbrunnen befinden. 
 
Vorbemerkung: Da die Schutzgebietsgrenze entlang von Flurstücksgrenzen verläuft, weist die Grenz-
linie eine Zickzackform auf, auf die bei der folgenden Grenzbeschreibung nicht im Einzelnen einge-
gangen wird. 
 
Die Beschreibung der äußeren Grenze der Schutzzone III a erfolgt im Uhrzeigersinn und beginnt am 
westlichen Rand des Schutzgebietes. Hier ist die Grenzlinie der Schutzzone III a zunächst identisch 
mit der Außengrenze des gesamten Wasserschutzgebietes (s. o.). Von der Außengrenze knickt sie 
etwa 0,35 km südwestlich des nördlichen Ortsrandes von Alt Siegelsum nach Nordosten ab und quert 
ca. 0,3 km südlich des Gewerbegebiets „Hansestraße“ die B 72. Der nördlichste Punkt der Schutzzone 
III a wird ca. 0,4 km weiter östlich erreicht, knapp südlich der Straßenkreuzung „Siegelsumer Moor-
weg“ und „An den wilden Äckern“. Von da ab nimmt der Grenzverlauf allmählich eine südöstliche 
Ausrichtung an und quert im östlichen Teil der Ortschaft Fehnhusen die K 117 und erreicht ca. 0,25 
km südlich davon das Gewässer Maar. An dieser Stelle befindet sich der östlichste Punkt der Schutz-
zone III a. Der Grenzverlauf geht nun in eine südwestliche Ausrichtung über und durchquert den öst-
lichen Teil der Ortschaft Engerhafe, wo er auf Höhe der Kirche auf die  
K 116 trifft und ihr in westsüdwestlicher Richtung bis zur B 72 folgt. Westlich der B 72 verläuft die 
Grenze, in etwa parallel, für ca. 0,8 km knapp südlich der K 116. Dann geht die Grenzlinie in eine 
westliche Ausrichtung über und folgt für ca. 0,25 km wieder der K 116, die kurz danach nach Südwes-
ten abknickt. Die Grenze der Schutzzone III a erreicht nach ca. 0,3 km die äußere Grenze des Wasser-
schutzgebietes und folgt ihr in nordwestlicher Richtung bis zum Ausgangspunkt. 
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(3) Die genaue Begrenzung des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen geht aus der mit 
veröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1:50.000 (Anlage 1) sowie aus den nicht veröf-
fentlichten Detailkarten (Anlagen Nummern 2.1 bis 2.9 im Maßstab 1:5.000 sowie Anlage 
Nummer 2.10 im Maßstab 1:7.500) hervor. Die vorgenannten Karten sind Bestandteile dieser 
Verordnung. Ausfertigungen dieser Verordnung in ihrer Gesamtheit werden beim Landkreis 
Aurich, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich sowie in der Dienststelle in Georgsheil, Gewer-
bestraße 61, 26624 Südbrookmerland, im Rathaus der Samtgemeinde Brookmerland, der 
Gemeinde Südbrookmerland und der Stadt Aurich, sowie bei der Samtgemeinde Holtriem im 
Landkreis Wittmund aufbewahrt, wo sie während der Sprechzeiten von jedermann kostenlos 
eingesehen werden können. 

 
(4) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Schutzgebiet gelegenen Grund-

stücke berühren die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht. 

 
(5) Die Schutzzone I ist bei Bedarf durch eine Umzäunung und die Schutzzonen II und III, soweit 

erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich zu machen. 

 
§ 3 

Kennzeichnung des Schutzgebietes 
 

Die Grenzen des Wasserschutzgebietes werden auf der Grundlage des geltenden Straßenrechts vom 
zuständigen Straßenbaulastträger gekennzeichnet. 
 

§ 4 
Schutzbestimmungen für die Schutzzonen I 

 
(1) Die Schutzzone I darf nur durch Befugte zur Vornahme solcher Handlungen betreten werden, 

die erforderlich sind 

a) für den Betrieb und die Überwachung der Wassergewinnungsanlagen, 

b) zur baulichen und betrieblichen Veränderung der Wassergewinnungsanlagen sowie 

c) zur Pflege der Vegetation. 

 
(2) Befugte im Sinne des Absatzes 1 sind Personen, die im Interesse bzw. im Auftrage der Was-

serversorgung handeln oder mit behördlichen Überwachungsaufgaben betraut sind. 

 
(3) Der Einsatz chemischer Mittel z. B. für Pflanzenschutz, Schädlings- oder Aufwuchsbekämp-

fung sowie zur Wachstumsregelung ist verboten. Darüber hinaus ist jegliche Düngung unter-
sagt, soweit sie nicht in geringen Mengen zur Erzielung einer geschlossenen Grasnarbe erfor-
derlich ist. 

 
(4) Im Übrigen ist das Betreten der Schutzzonen I sowie die Vornahme jeglicher Handlung in 

ihnen verboten. 
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§ 5 
Schutzbestimmungen für die Schutzzonen II, III a und III b 

 
(1) In den Schutzzonen II, III a und III b des Wasserschutzgebietes sind folgende Anlagen und 

Handlungen nach Maßgabe der nachfolgenden Aufstellung in den jeweiligen Schutzzonen 
verboten (v), eingeschränkt zulässig (g) oder zulässig aufgrund dieser Verordnung (-). Die ne-
ben den Schutzbestimmungen dieser Verordnung bestehenden Beschränkungen, Pflichten, 
Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt  
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(2) Die zuständige Wasserbehörde kann über die Regelungen dieser Verordnung hinaus, soweit 

der Schutzzweck dies erfordert, durch behördliche Einzelentscheidung bestimmte Handlun-
gen verbieten oder nur für eingeschränkt zulässig erklären. 

 
Die zuständige Wasserbehörde kann über die Regelungen dieser Verordnung hinaus, soweit 
der Schutzzweck dies erfordert, die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken 
verpflichten, bestimmte auf das Grundstück bezogene Handlungen vorzunehmen, insbeson-
dere die Grundstücke nur in bestimmter Weise zu nutzen, Aufzeichnungen über die Bewirt-
schaftung der Grundstücke anzufertigen, aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf 
Verlangen vorzulegen sowie bestimmte Maßnahmen zu dulden. 
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§ 6 
Bestandsschutz 

 
Anlagen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung rechtmäßig vorhanden sind, jedoch 
den Vorschriften des § 5 nicht entsprechen, sind weiterhin erlaubt. Die zuständige Wasserbehörde 
kann im Interesse der Gefahrenabwehr nach Prüfung des Einzelfalls jedoch Maßnahmen anordnen, 
die erforderlich sind, um den Schutzzweck dieser Verordnung zu gewährleisten. 
 

§ 7 
Genehmigungen 

 
(1) Die nach den Schutzbestimmungen des § 5 Abs. 1 beschränkt zulässigen Handlungen (g) dür-

fen nur mit Genehmigung der zuständigen Wasserbehörde vorgenommen werden. Die Ge-
nehmigung darf nur versagt werden, wenn die beabsichtigte Handlung oder Anlage auf das 
durch diese Verordnung geschützte Grundwasser nachteilig einwirken kann und diese Nach-
teile nicht durch Auflagen und/oder Bedingungen verhütet werden können. 

 
(2) Für die Beteiligung in Genehmigungsverfahren nach dieser Verordnung gilt § 13 Verwal-

tungsverfahrensgesetz (VwVfG). 

 
(3) Die Genehmigung kann mit Bedingungen und Auflagen versehen und befristet werden. Sie 

kann zurückgenommen oder nachträglich mit zusätzlichen Anforderungen versehen oder 
weiteren Einschränkungen unterworfen werden, soweit es das Interesse der öffentlichen 
Wasserversorgung gebietet, die Gewässer im Rahmen dieser Verordnung vor nachteiligen  

Einwirkungen zu schützen, die bei der Erteilung der Genehmigung nicht vorhersehbar waren. 
Sie kann auch einmalig für eine bestimmte Zahl in der Zukunft liegender Handlungen gleicher 
Art erteilt werden. Die Vorschriften des allgemeinen Ordnungsrechts bleiben unberührt. 

 
(4) Die Genehmigung kann als mehrjährige Genehmigung, als Dauergenehmigung oder im Rah-

men einer Allgemeinverfügung erteilt werden; in diesen Fällen ist die Genehmigung mit ei-
nem Widerrufsvorbehalt zu versehen. 

 
(5) Für eine beschränkt zulässige Handlung aus dem Bereich Land- und Forstwirtschaft, für die 

zwischen Wasserversorgungsunternehmen und bodenbewirtschaftenden Personen Festle-
gungen zur Bewirtschaftung (grundwasserschützende Rahmenbedingungen) vereinbart wur-
den, gilt die nach dieser Verordnung erforderliche Genehmigung unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs als den entsprechenden Bewirtschafterinnen und Bewirtschaftern erteilt, wenn 

 
a) die für den Vollzug dieser Verordnung zuständige Wasserbehörde gegenüber dem Was-

serversorgungsunternehmen zu Umfang und Inhalt der grundwasserschützenden Rah-
menbedingungen ihre Zustimmung erteilt hat, und 

 
b) die Bewirtschafterin oder der Bewirtschafter sich durch einen Vertrag je Handlung mit 

Angabe der betroffenen Flächen mit dem Wasserversorgungsunternehmen zur Einhaltung 
der vereinbarten Rahmenbedingungen verpflichtet hat, und 

 
c) die für den Vollzug dieser Verordnung zuständige Wasserbehörde über abgeschlossene 

Verträge nach Buchstabe b) unterrichtet worden ist , und  
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d) wenn sichergestellt ist, dass eine ausreichende Kontrolle der Bewirtschaftungsauflagen 
und –bedingungen durch das Wasserversorgungsunternehmen oder eine von ihm beauf-
tragte Stelle erfolgt. 

 
Kontrollrechte von Behörden im Rahmen des § 11 Abs. 1 dieser Verordnung bleiben hiervon unbe-
rührt. 
 
Die vereinbarten grundwasserschützenden Rahmenbedingungen als Grundlage des Abschlusses von 
Einzelverträgen nach Buchstabe b) sind im Falle des Bekanntwerdens neuer fachlicher Erkenntnisse 
oder geänderter Bewertungen sowie auf Verlangen der für den Vollzug dieser Verordnung zuständi-
gen Wasserbehörde anzupassen. 
 
Die Zustimmung der für den Vollzug dieser Verordnung zuständigen Wasserbehörde zu grundwasser-
schützenden Rahmenbedingungen kann jederzeit widerrufen werden oder nachträglich an Bedin-
gungen geknüpft werden. Dabei ist die aktuelle Fruchtfolge bzw. der Vegetationsstand angemessen 
zu berücksichtigen. 
 
(6) Verstößt eine bodenbewirtschaftende Person gegen die Bestimmungen ihres auf Grundlage 

der Rahmenbedingungen geschlossenen Vertrages, so gilt die nach dieser Verordnung erfor-
derliche Genehmigung nicht mehr als erteilt und es tritt die Rechtsfolge des § 14 (Ordnungs-
widrigkeiten) dieser Verordnung ein. 

 
§ 8 

Befreiungen 
 

(1) Von den Verboten nach den Schutzbestimmungen des § 5 Abs. 1 kann die zuständige Was-
serbehörde auf Antrag im Einzelfall eine Befreiung erteilen, soweit der Schutzzweck dieser 
Verordnung dadurch nicht gefährdet wird oder überwiegende Gründe des Wohls der Allge-
meinheit dies erfordern. Die Nachweispflicht liegt beim Antragsteller. Eine Befreiung von ei-
nem Verbot kann nur im Einzelfall und widerruflich und/oder befristet erteilt werden. 

 
(2) Von den Verboten nach den Schutzbestimmungen des § 5 Abs. 1 hat die zuständige Wasser-

behörde auf Antrag eine Befreiung zu erteilen, wenn dies zur Vermeidung unzumutbarer Be-
schränkungen des Eigentums erforderlich ist und hierdurch der Schutzgebietszweck dieser 
Verordnung nicht gefährdet wird. 

 
(3) Für die Beteiligung im Verfahren zur Erteilung einer Befreiung von einem Verbot nach dieser 

Wasserschutzgebietsverordnung gilt § 13 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). 
 

§ 9 
Anforderungen an die Düngung 

 
(1) Wer landwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzflächen bewirtschaftet, ist verpflich-

tet, die Düngung dieser Flächen auf ein Gleichgewicht zwischen dem voraussichtlichen Nähr-
stoffbedarf und der Nährstoffversorgung auszurichten. Die Düngung hat den fruchtartenspe-
zifischen Sollwert unter Berücksichtigung der bereits erfolgten organischen Düngung, der 
Nährstoffnachlieferung aus Bodenhumus und Vorfrucht und der Höhe des aktuellen Nmin-
Wertes nicht zu überschreiten. 
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(2) Auf landwirtschaftlichen und erwerbsgärtnerischen Nutzflächen in einem Wasserschutzge-
biet darf die Stickstoffzufuhr den Düngebedarf des betreffenden Düngejahres nicht über-
schreiten. Die Düngeempfehlung der Fachbehörde (Landwirtschaftskammer Niedersachsen) 
ist bei der Bemessung des Düngebedarfs zu beachten. Auf hoch und sehr hoch mit Phosphor 
(P2O2) versorgten Böden ist die jährliche Nährstoffzufuhr für den zu düngenden Pflanzenbe-
stand mit Phosphor (P2O2) auf die durchschnittliche Nährstoffabfuhr mit Ernteprodukten zu 
begrenzen. 

 
§ 10 

Aufzeichnungen 
 

(1) Wer landwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzflächen bewirtschaftet, ist verpflich-
tet, bezogen auf einen Schlag oder eine Bewirtschaftungseinheit die Stickstoff- und die Phos-
phorzufuhr (P2O5) den nach § 4 Abs. 4 Düngeverordnung (DüV) ermittelten Nährstoffgehalt 
des Bodens und die Ertragserwartung aufzuzeichnen. 

 
(2) Die Aufzeichnungen über die Zufuhr von Stickstoff und Phosphor sind mindestens für sieben 

Jahre nach Ablauf des Düngejahres aufzubewahren. 

 
§ 11 

Duldungspflichten 
 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden Grundstü-
cke haben nach vorheriger Ankündigung durch die zuständige Wasserbehörde oder der von 
ihr ermächtigten Stellen folgende Maßnahmen zu dulden: 

 
a) das Betreten der Grundstücke durch Personen, die von den zuständigen Behörden mit 

der Beobachtung, Messung und Untersuchung des Grundwassers beauftragt sind, 

 
b) die Anlage und den Betrieb von Beobachtungsbrunnen, 

 
c) die Entnahme von Bodenproben, 

 
d) die Einzäunung der Fassungsbereiche, 

 
e) das Aufstellen von Hinweisschildern, Markierungspfählen und / oder -punkten, Zäunen, 

 
f) sowie die Lagerung von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grundwassers. 

 
(2) Bei Gefahr im Verzuge bedarf es einer vorherigen Ankündigung nicht. 
 
(3) Der Landkreis Aurich kann den Begünstigten verpflichten, die nach Absatz 1 zu duldenden 

Maßnahmen vorzunehmen. 
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§ 12 
Entschädigung und Ausgleich 

 
(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung das 

Eigentum unzumutbar beschränkt, ergibt sich ein Anspruch des Eigentümers auf Entschädi-
gung nach den Regelungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und dem Niedersächsischen 
Wassergesetz (NWG). Unmittelbar Begünstigter im Sinne des § 97 WHG sind der Oldenbur-
gisch-Ostfriesischer Wasserverband bzw. dessen Rechtsnachfolger. 

 
(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung er-

höhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche oder 
erwerbsgärtnerische Nutzung beschränken, richtet sich die Frage des angemessenen Aus-
gleichs für die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile nach den Regelungen des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und dem Niedersächsischen Wassergesetz (NWG). Unmit-
telbar Begünstigter im Sinne des § 97 WHG sind der Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasser-
verband bzw. dessen Rechtsnachfolger. 

 
§ 13 

Kontrolle 
 

(1) Auf Verlangen der Wasserbehörde hat die oder der nach § 10 Verpflichtete Einsicht in die 
Aufzeichnungen nach § 10 dieser Verordnung und nach § 11 des Pflanzenschutzgesetzes zu 
gewähren oder diese unverzüglich vorzulegen. 

(2) Die zuständige Wasserbehörde kann anordnen, den Nitratgehalt durch Nmin-Untersuchungen 
oder gleichwertige Verfahren auf landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzten Bö-
den zu bestimmen. 

 
§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a und 8 WHG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

a) einem Verbot oder einer Beschränkung nach den §§ 4 und 5 dieser Verordnung zuwi-
derhandelt, 

 
b) einer vollziehbaren Auflage in einer Genehmigung oder Befreiung gem. der §§ 7 und 8 

dieser Verordnung zuwiderhandelt, 
 

c) einer landwirtschaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Nutzfläche Stickstoff oder Phos-
phor entgegen den Bestimmungen nach § 9 dieser Verordnung zuführt, 

 
d) das Betreten eines Grundstückes sowie die erforderlichen Maßnahmen nach § 11 nicht 

duldet, 
 

e) entgegen § 10 Abs. 1 Aufzeichnungen nicht oder nicht vollständig führt, 
 

f) entgegen § 10 Abs. 2 Aufzeichnungen nicht mindestens sieben Jahre lang aufbewahrt, 
 

g) sowie entgegen § 13 Abs. 1 Einsicht in die Aufzeichnungen nicht gewährt oder Aufzeich-
nungen nicht oder nicht unverzüglich vorlegt. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 Buchstaben a) bis d) können nach § 103 Abs. 2 WHG 
jeweils mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro und die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 
Buchstaben e) bis g) können nach § 103 Abs. 2 WHG jeweils mit einer Geldbuße bis zu 10.000 
Euro geahndet werden. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Landkreis Aurich 
und für die Stadt Emden und im Amtsblatt für den Landkreis Wittmund in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die „Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für Brun-
nen des Wasserwerkes des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes in Brake vom 03. 
November 1967“ (Amtsblatt für den Regierungsbezirk Weser-Ems, Nr. 23 vom 01. Dezember 
1967) außer Kraft. 

 
 
 
 
Aurich, den 19.01.2018 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Weber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Übersichtskarte auf der nächsten Seite wird nur im A3-Format maßstabsgetreu (1 : 50.000) 
angezeigt.  
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